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Alkoholverbot an Bahnhdofen: Symbolpolitik lost
Probleme nicht

Zum geplanten Alkoholverbot an Bahnhofen wird Kritik
laut. Nach Ansicht des Bundestagsabgeordneten Stephan
Brandner (AfD) handelt es sich um eine MaBnahme, die
die Ursachen der Probleme nicht beseitigt, sondern diese
lediglich raumlich verlagert.
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Stephan Brandner hierzu wortlich: symbOI o,,t,k

LEin  Alkoholverbot am Bahnhof [ost kein einziges

Problem. Der Alkoholkonsum verschwindet dadurch nicht, IOSt PrOb’eme
sondern verlagert sich einfach vor den Bahnhof, auf die

Platze und StraBen im Umfeld. Das ist nichts anderes als

eine Verschiebung des Problems. Gleichzeitig werden ,
andere Ursachen von Kriminalitat, insbesondere der "'c
Konsum und Handel von Drogen, weitgehend g\‘

ausgeblendet. Wer die Situation an Bahnhofen wirklich ‘7%{7?;

verbessern will, muss die eigentlichen Probleme

konsequent angehen, statt mit offentlichkeitswirksamen

Verboten Aktivitat vorzutduschen. Diese Form der _

Schaufensterpolitik  hilft weder Reisenden noch /

Anwohnern - sie erzeugt allenfalls den Eindruck ® [/

politischen Handelns, ohne die Lage tatsachlich zu

verbessern. Dass die Kriminalitit an Bahnhofen und in  BSMGe it UL

Zlgen zu groBen Teilen auf Personen nichtdeutscher

Herkunft zurlickzufiihren ist (vgl. Drs. 21/4141) zeigt, dass

auch hier angesetzt werden und mit der vollen Harte des
Rechtsstaats vorgegangen werden muss.”
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Pressemitteilungen

Bundesverfassungsgericht lehnt Oppositionsrechte zu Corona ab -
Flucht aus der Verantwortung nach viereinhalb Jahren

Das  Bundesverfassungsgericht ~ hat  einen  Beschluss im
Organstreitverfahren der AfD-Fraktion und mehrerer Abgeordneter
gegen die 2G+-Zugangsregeln im Deutschen Bundestag veroffentlicht.
Wahrend der Antrag eines Abgeordneten als ,offensichtlich
unbegriindet” zurlickgewiesen wurde, erklarte das Gericht die Antrage
der AfD-Fraktion sowie von zwei weiteren Abgeordneten bereits fir
unzulassig.

Zu der Entscheidung teilt der Parlamentarische Geschaftsfihrer und
Justiziar der AfD-Bundestagsfraktion, Stephan Brandner, mit:

.Was das Bundesverfassungsgericht heute nach dber vier Jahren
Verfahrensdauer vorlegt, liberzeugt nicht ansatzweise.

Das Gericht selbst fiihrt in seiner Entscheidung aus, dass die 2G+-
Regel als gezielt gegen die AfD-Fraktion gerichtet wahrgenommen
werden und sogar zu Auseinandersetzungen im Parlament fihren
konnte. Es erkennt ausdricklich an, dass die Platzierung auf der
Tribiine die offentliche Wahrnehmung des Gesamtverhaltens der
Fraktion beeintrachtigte und dass die Stigmatisierung der betroffenen
Abgeordneten unmittelbar mit ihrer Fraktionszugehdrigkeit verbunden
war. Gleichwohl verneint das Gericht eine Verletzung von
Fraktionsrechten mit der fadenscheinigen Begriindung, die Fraktion
habe nicht hinreichend dargelegt, wie ihre Rechte verletzt seien. Wer
solche offensichtlichen Widerspriiche produziert, um einer inhaltlichen
Entscheidung auszuweichen, verliert den Anspruch, als Hiter der
Verfassung ernst genommen zu werden.

Im Ubrigen begniigt sich das Gericht mit einer zirkularen Begriindung:
Die 2G+-Regel sei notwendig gewesen, weil ohne sie Mindestabstande
im Plenum hatten eingehalten werden missen. Dass die
Stigmatisierung ungeimpfter Abgeordneter nicht so schlimm gewesen
sein soll, weil die MaBnahmen ja nur befristet waren, ist angesichts der
fast zweijahrigen Dauer der Corona-MaBnahmen und ihrer
wiederholten Verlangerungen zynisch.”

Geschlechterwec ;
Selbstbestimimungsgesetz

Justizmacht
sichvollig

liicherlich!

STEPHAN BRANDNER

Urteil des
Bundesverfassungsgerichts
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Justiz gibt sich der Lacherlichkeit preis!

Ein wegen sexuellen Missbrauchs zu einer mehrjahrigen
Haftstrafe Verurteilter wurde aus dem Thiiringer
Justizvollzug in das Frauengefangnis nach Sachsen
verlegt, nachdem er seinen Geschlechtseintrag geandert
hat.

Stephan Brandner, Thiiringer Bundestagsabgeordneter
der AfD, macht deutlich, dass sich die Justiz durch das
Selbstbestimmungsgesetz der Lacherlichkeit preisgibt:
.Wer ernsthaft glaubt, ein einfacher Behdrdeneintrag
konne und dirfe dariiber entscheiden, in welchem
Gefangnis ein Straftater untergebracht wird, hat den
Bezug zur Realitdt vollig verloren. Die aktuelle
Gesetzeslage ladt geradezu zum Missbrauch ein. Genau
vor diesen Folgen haben wir gewarnt, leider vergeblich.
Der  Strafvollzug  dient  der  Durchsetzung
rechtsstaatlicher ~ Entscheidungen, er ist kein
Experimentierfeld
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Aktuelle Videos
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https://youtube.com/shorts/tK1GvHWJfAY?is=wt586J5zbumhQGy9
https://youtu.be/vcGhZ-5V93M?is=L5aOZgN8ehNIQt4y
https://youtube.com/shorts/V-9SBg8S3LU?is=Phd2i9fnZx7X7Mo8
https://youtube.com/shorts/0mrkhvkDOHA?is=GF9_aoW8CDJtGaLf
https://youtu.be/rUHuefycMjs?is=jN19Nw4jn5mipMOH

Biirgerdialog in Uhrsieben
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Infostand Groningen
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Infostand Oschersieben
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Infostand Wanzieben
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Biirgerdialog in Arneburg
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Infostand in Tamgermiinde
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Sommerdialoge im Landkreis Greiz und im Altemburger Land

13.08.26 | 18.00 Uhr |

Gaststatte
~Zum Garteneck”

Gartenweg 4
04639 Golnitz

Stephan Brandner vs
Steffen Janich v

12.08.26 | 17.00 Uhr

Eiskaffee Sachse
Hauptstrae 5

07570 Harth-Pollnitz
(OT Friefnitz)

Stephan Brandner, MdB,

Marcus Biihl, MdB und
Peter Gerhardt, MdL

y g Alternative
Wir freuen uns auf Sie! ——

Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.
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Sommerfest in Dobeln
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Wir wiinschen wunderschone Ferien!
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Wir sind fiir Sie da:

® Wahlkreisbiiro Gera
Rudolf-Diener-StraBe 21,
07545 Gera
€. Tel.: 03 65 - 20 42 4130
#3@ Fax: 03 65-22691250
kontakt@brandner-im-

bundestag.de

-) Gedffnet: Mo.-Do. 10-17 Uhr
und jeden 2. Samstag 10-13 Uhr

® Wahlkreisbiiro Meuselwitz
BebelstraBe 21,
04610 Meuselwitz
meuselwitz@brandner-im-
bundestag.de
“) Gedffnet: Di. 10-17 Uhr

i LITISCHER
:?n'rmr'-‘-f-"'

? Wahlkreisbiiro Weida
Platz der Freiheit 9,
07570 Weida
weida@brandner-im-bundestag.de
-) Gedffnet: Do. 10-17 Uhr und jeden 1.
Samstag im Monat: 8-11 Uhr

® Wahlkreisbiiro GoBnitz
Zwickauer StraBe 11,
04639 GoBnitz
€, Tel.: 03 44 93 - 259513
goessnitz@brandner-im-
bundestag.de
-) Gedffnet: Do. und Fr.10-17 Uhr

Besuchen Sie mich auch im Netz

www.facebook.com/stBrandner

r@ www.instagram.com/stephanbrandner
m www.youtube.com/c/stephanbrandnerafd
a t.me/StephanBrandnerMdB
www.tiktok.com/@brandner_afd

X https://twitter.com/BrandnerSt

14



	Stephan Brandner
	KW 30
	WOCHENRÜCKBLIK
	Alkoholverbot an Bahnhöfen: Symbolpolitik löst Probleme nicht
	www.stephan-brandner.de

	Pressemitteilungen
	Bundesverfassungsgericht lehnt Oppositionsrechte zu Corona ab – Flucht aus der Verantwortung nach viereinhalb Jahren
	Das Bundesverfassungsgericht hat einen Beschluss im Organstreitverfahren der AfD-Fraktion und mehrerer Abgeordneter gegen die 2G+-Zugangsregeln im Deutschen Bundestag veröffentlicht. Während der Antrag eines Abgeordneten als „offensichtlich unbegründet“ zurückgewiesen wurde, erklärte das Gericht die Anträge der AfD-Fraktion sowie von zwei weiteren Abgeordneten bereits für unzulässig.
	Zu der Entscheidung teilt der Parlamentarische Geschäftsführer und Justiziar der AfD-Bundestagsfraktion, Stephan Brandner, mit:
	„Was das Bundesverfassungsgericht heute nach über vier Jahren Verfahrensdauer vorlegt, überzeugt nicht ansatzweise.
	Das Gericht selbst führt in seiner Entscheidung aus, dass die 2G+-Regel als gezielt gegen die AfD-Fraktion gerichtet wahrgenommen werden und sogar zu Auseinandersetzungen im Parlament führen konnte. Es erkennt ausdrücklich an, dass die Platzierung auf der Tribüne die öffentliche Wahrnehmung des Gesamtverhaltens der Fraktion beeinträchtigte und dass die Stigmatisierung der betroffenen Abgeordneten unmittelbar mit ihrer Fraktionszugehörigkeit verbunden war. Gleichwohl verneint das Gericht eine Verletzung von Fraktionsrechten mit der fadenscheinigen Begründung, die Fraktion habe nicht hinreichend dargelegt, wie ihre Rechte verletzt seien. Wer solche offensichtlichen Widersprüche produziert, um einer inhaltlichen Entscheidung auszuweichen, verliert den Anspruch, als Hüter der Verfassung ernst genommen zu werden.
	Im Übrigen begnügt sich das Gericht mit einer zirkulären Begründung: Die 2G+-Regel sei notwendig gewesen, weil ohne sie Mindestabstände im Plenum hätten eingehalten werden müssen. Dass die Stigmatisierung ungeimpfter Abgeordneter nicht so schlimm gewesen sein soll, weil die Maßnahmen ja nur befristet waren, ist angesichts der fast zweijährigen Dauer der Corona-Maßnahmen und ihrer wiederholten Verlängerungen zynisch.“
	Justiz gibt sich der Lächerlichkeit preis!



	Aktuelle Videos
	Bürgerdialog in Uhrsleben
	Infostand  Gröningen
	Infostand Oschersleben
	Infostand Wanzleben
	Bürgerdialog in Arneburg
	Infostand in Tamgermünde
	Sommerdialoge im Landkreis Greiz und im Altemburger Land
	Sommerfest in Döbeln
	Aus Gründen! 😉
	Wir wünschen wunderschöne Ferien!
	Wir sind für Sie da:
	Besuchen Sie mich auch im Netz
	www.facebook.com/stBrandner
	www.instagram.com/stephanbrandner
	www.youtube.com/c/stephanbrandnerafd
	t.me/StephanBrandnerMdB
	www.tiktok.com/@brandner_afd
	https://twitter.com/BrandnerSt



